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Zusammenfassung  

Um die Wärmewende erfolgreich zu gestalten, müssen die Kommunen neue Infrastruktur planen 
und mögliche Standorte dafür identifizieren. Zu dieser neuen Infrastruktur zählen die Wärmenetzinf-
rastruktur, aber auch Speicheranlagen und Fernwärmeversorgungsanlagen, wie etwa Geothermie- 
und Biomassefeuerungsanlagen oder Großwärmepumpen. Im Rahmen der Wärmeplanung weisen 
die Kommunen noch keine konkreten Flächen für die neuen benötigten Anlagen und Infrastrukturen 
aus, sondern identifizieren nur Potenziale, welche Flächen für die Anlagen zur Erzeugung, Speiche-
rung und Verteilung der Wärme genutzt werden können. Sie begegnen der Herausforderung der 
Flächenausweisung dann aber in der Umsetzungsphase, wenn sie die Standorte von Trassen oder 
Erzeugungsanlagen planerisch festlegen müssen. Insbesondere im Rahmen der Bauleitplanung kön-
nen Kommunen beeinflussen, wo Erzeugungs-, Verteilungs- und Speicheranlagen einen Standort er-
halten.  

Die Flächensicherung stellt häufig eine zentrale Herausforderung in der Umsetzungsphase der Wär-
meplanung dar. Wenn eine planungsverantwortliche Stelle in Betracht zieht, dass bestimmte Ge-
biete künftig möglicherweise mit Nah- oder Fernwärmenetzen versorgt werden, muss sie in der Re-
gel auch die Standorte für die Wärmeerzeugungsanlagen planen. Diese Erzeugungsanlagen sollten 
im sehr nahen Umfeld des zu versorgenden Gebiets liegen, weshalb freie Flächen in der näheren 
Umgebung vorhanden sein müssten. Jedoch konkurrieren auch die Landwirtschaft, der Naturschutz, 
die Wohnbebauung und Gewerbeunternehmen um die knappen Freiflächen. Auch rechtliche Her-
ausforderungen schildern unsere Praxispartner:innen, zum Beispiel restriktive Abstandsregeln oder 
Denkmalschutz. 

Als Lösungsansatz schlagen Stimmen aus unseren Partnerkommunen und der Literatur vor, dass 
Landwirt:innen geeignete Flächen, die sie bisher traditionell landwirtschaftlich bewirtschaftet haben, 
für die Energieerzeugung oder -speicherung umnutzen. Die Vertragspartner müssen darauf achten, 
eine Lösung zu finden, die die verschiedenen Interessen ausgleicht. Alternativ zur Umnutzung kön-
nen Akteure über eine Mehrfachnutzung nachdenken. Allgemein sollten Planer:innen die Wärme-
planung eng mit der Bauleitplanung koordinieren, da diese beiden Instrumente konzeptionell aufei-
nander abgestimmt wurden.  
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I. Beschreibung der Herausforderung 
Grundlage der folgenden Ausführungen sind die Ergebnisse aus den Befragungen, Workshops und 
Interviews mit unseren Praxispartner:innen sowie die Auswertung überwiegend rechtswissenschaftli-
cher Literatur. 

Diese Kurzstudie behandelt die Herausforderung, dass freie Flächen für neue Anlagen und Leitungen 
zur Erzeugung, Speicherung und Leitung von Wärme in den meisten Kommunen sehr begrenzt sind. 
Nah- und Fernwärmenetze sind für ihre Wirtschaftlichkeit auf eine enge Bebauung angewiesen und 
gerade in dicht bebauten Städten häufig eine energieeffiziente und platzsparende Lösung  (Zach et 
al., 2019). Auch hier bestehen jedoch Flächennutzungskonflikte, da sich die Erzeugungsanlagen in 
der unmittelbaren Nähe der ans Netz angeschlossenen Gebäude befinden müssen (Dochev et al., 
2018).  

Die Stadtverwaltung muss häufig zahlreiche Nutzungskonflikte navigieren. Verschiedene Belange 
können dagegensprechen, eine freie Fläche zu belegen oder eine bereits genutzte Fläche umzunut-
zen. Zunächst nimmt die vorhandene Wohnbebauung viel Raum ein. Einerseits müssen die notwen-
digen Anlagen in der unmittelbaren Nähe der Wohnbebauung stehen, damit die Wärme nicht über 
längere Strecken transportiert werden muss, andererseits passen insbesondere größere Speicher 
und Erzeugungsanlagen möglicherweise nicht in ein eng bebautes Wohngebiet (Interview Stadt BW-
B; >100kE). Auf nicht bebauten Flächen kann auch der Naturschutz gegen die Errichtung einer neuen 
Anlage sprechen (Püttner et al. 2024, S. 18). Wird die Fläche bereits landwirtschaftlich genutzt und 
soll für die Erzeugung erneuerbarer Energien umgenutzt werden, entsteht ebenfalls ein Nutzungs-
konflikt (ebd., S. 18). Diese Kurzstudie bespricht als Lösungsansatz den Tausch der Fläche gegen eine 
Ersatzfläche – was jedoch nicht immer reibungslos umsetzbar ist (Interview Stadt BW-B; < 100kE). 
So ist es möglich, dass die Verhandlungen über einen Vertrag scheitern, wenn die Eigentümer:innen 
die Fläche nur gegen eine wertvollere Ersatzfläche zur Verfügung stellen wollen (ebd.). Wenn ökolo-
gisch hochwertige Flächen für Solarthermieanlagen genutzt werden, können die Sonnenkollektoren, 
etwa durch ihre Verschattungswirkung, negative ökologische Konsequenzen mitbringen (Püttner et 
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al. 2024, S. 19). Das könnte für viele Landwirt:innen ein Argument dagegen sein, die Fläche, ohne 
einen Ausgleich zu erhalten, zur Solarthermieerzeugung umzunutzen.  

Der Platz unter der Erde, wo Wärmeleitungen verlegt werden sollen, kann auch bereits z. B. durch 
Strom-, Wasser oder Glasfaserleitungen belegt sein – hier ist oft unklar, wie Kommunen mit diesem 
Nutzungskonflikt umgehen können (Interview Stadt BW-C; < 100kE). Bei überirdischen Anlagen kann 
ein Nutzungskonflikt entstehen, wenn die Fläche z. B. auch für einen Batteriespeicher gebraucht wird 
(ebd.) – hier stellt sich Planer:innen die Frage, welcher Nutzung sie dann Vorrang gewähren sollen. 
Die Stromerzeugung, -verteilung und -speicherung erfordert Flächen, die in den meisten Städten 
knapp sind, weshalb die Planungsverantwortlichen teilweise versuchen, die beiden Sektoren Wärme 
und Strom zusammen zu betrachten (dazu näher Weidinger, 2025). 

Kommunen sehen sich mit rechtlichen Hürden bei der Festlegung von Flächen zu diesen Zwecken 
konfrontiert: Insbesondere restriktive Abstandsregelungen, langwierige Genehmigungsverfahren so-
wie Unsicherheiten in der interkommunalen Zusammenarbeit erschweren die Nutzung grundsätzlich 
geeigneter Flächen (Ortner et al. 2023, S. 300 f.).  

Die Bauleitplanung bietet mit dem Flächennutzungsplan und dem Bebauungsplan zwei Umsetzungs-
instrumente für die Wärmeplanung. Im Bebauungsplan können Kommunen festsetzen, wo Flächen 
für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder 
Speicherung von Wärme aus erneuerbaren Energien liegen sollen. Außerdem entscheiden sie, wo 
ober- und unterirdische Leitungen und Versorgungsanlagen entlanggeführt werden dürfen. Der Be-
bauungsplan entfaltet seine Steuerungswirkung dann, wenn die zuständige Behörde entscheiden 
muss, ob sie eine Baugenehmigung erlässt, was im Wesentlichen davon abhängt, ob das Vorhaben 
mit den Festsetzungen des Bebauungsplans vereinbar ist. 

Im Folgenden finden sich zusammengefasste Problembeschreibungen unserer Interviewpartner:in-
nen:  

Stadt Problembeschreibung im Interview (zusammengefasst) 

Stadt 
BW-B; 
> 100kE 

Bei der Planung neuer Anlagen stelle sich die Stadt zunächst die Frage, wo überhaupt 
noch Baulücken dafür vorhanden sind, jedoch sei derzeit praktisch kein freier Raum 
mehr verfügbar. Insbesondere Wärmespeicher, Umspannwerke und Trafostationen 
würden ein hohes Flächenvolumen beanspruchen, sodass auch für die Stromversor-
gung erheblicher Platzbedarf bestehe. Dies stelle ein besonders schwieriges Thema 
in einer Großstadt dar, in der nur noch wenige Baulücken existieren. 

Zusätzlich äußern die Interviewpartner:innen Bedenken hinsichtlich der Sozialver-
träglichkeit solcher Bauten, beispielhaft an einem geplanten großen Wärmespeicher. 
Eine Visualisierung, die den ursprünglich vorgesehenen Standort des Wärmespei-
chers in unmittelbarer Nähe von Wohnbebauung zeige, hätte deutlich gemacht, dass 
dies – angesichts der Größe des 15 Meter hohen Turms – nicht geeignet sei. 

Stadt 
BW-B; 
< 100kE 

Es bestehe das Problem, dass insbesondere die Altstadt sehr dicht besiedelt sei.  

Eine weitere grundsätzliche Schwierigkeit bei der Flächensuche seien Gewässer, die 
beim Wärmetransport überquert werden müssen. Der damit verbundene Aufwand 
erhöhe die Kosten und beeinträchtige die Wirtschaftlichkeit eines Projekts. 

Für drei Freiflächen-Solarthermie-Anlagen habe die Stadt ursprünglich Pachtverträge 
mit landwirtschaftlichen Betrieben geschlossen. Nachdem die Stadt den Landwirt:in-
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nen Ersatzflächen angeboten hätte, hätten die betroffenen Landwirt:innen höher-
wertige Flächen gefordert als die zunächst verpachteten Grundstücke. Diese Erwar-
tungshaltung habe die Verhandlungen erschwert. 

Stadt 
BW-C; 
< 100kE 

Die Stadt habe einen erheblichen zusätzlichen Flächenbedarf für Batteriespeicheran-
lagen verzeichnet; die Anzahl an Interessenten, die gerne eine solche Anlage errich-
ten würden, sei sehr hoch. 

Ein unerwarteter Nutzungskonflikt sei zwischen dem Betreiber eines geplanten Fern-
wärmenetzes und einem Telekommunikationsunternehmen entstanden, dessen Te-
lekommunikationskabel bereits unterirdisch verlegt wurden. Im betroffenen Grünflä-
chenabschnitt sollte eine neue Fernwärmeleitung verlegt werden. Jedoch seien be-
reits breitflächig Telekommunikationskabel verlegt worden, trotz ihres eigentlich ge-
ringen Platzbedarfs – ein Vorgehen, das das Telekommunikationsunternehmen für 
rechtlich zulässig halte. Dieses Vorgehen stelle jedoch angesichts der begrenzten 
leicht nutzbaren Grünflächen ein Problem dar, da diese künftig sowohl für die Fern-
wärmeleitungen als auch für weitere Infrastrukturmaßnahmen benötigt werden. 

Stadt 
BW-X; 
< 100kE 

Naturschutz spreche häufig gegen die Nutzung von identifizierten Freiflächen etwa 
für PV-Anlagen. 

II. Rechtlicher Überblick 
Im Folgenden beleuchten wir vertiefend einige rechtliche Themenfelder, zu denen es im Kreis unse-
rer Praxispartner:innen und in der Fachliteratur Unsicherheiten oder Diskussionen gibt.  

1. Bauleitplanung als Instrument zur Flächensicherung 
Planungsverantwortliche sind häufig bei der Umsetzung des Wärmeplans mit der Frage beschäftigt, 
wie der Bebauungsplan als Umsetzungsinstrument seine Steuerungswirkung bestmöglich entfalten 
kann. Städte können, um Flächen im Bebauungsplan zu sichern, insbesondere die Festsetzungen 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 12, 13, 23 BauGB treffen. Dies kann ermöglichen, dass Energieversorger, die eine 
neue Speicher- oder Erzeugungsanlage oder ein neues Wärmenetz errichten wollen, eine Baugeneh-
migung erhalten. 

Rechtsgrundlage für Flächenzugriffe für Wärmeanlagen 
Energieversorger benötigen, um Anlagen zur Erzeugung, Speicherung oder zur Verteilung von erneu-
erbarer Wärme zu errichten, grundsätzlich eine Baugenehmigung – kleinere Anlagen sind hingegen 
nicht genehmigungspflichtig. Um die Baugenehmigung zu erlangen, muss das Vorhaben baupla-
nungsrechtlich zulässig sein. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit einer Anlage richtet sich nach 
§§ 29 ff. BauGB1 und hängt vom Standort ab. Im beplanten Innenbereich sind größere Energieanla-
gen oft nur in Gewerbegebieten zulässig, während Kleinanlagen unter bestimmten Bedingungen 
überall genehmigt werden können (Kohls, 2024 Rn. 47, 48 f.). Im unbeplanten Innenbereich kommt 

 
1 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden 
ist. 
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es auf die Baunutzungsverordnung (BauNVO2) und das Einfügungsgebot (§ 34 BauGB) an. Im Außen-
bereich unterscheidet § 35 BauGB zwischen privilegierten und nicht privilegierten Vorhaben.  

Bauleitplanung 
Gibt es in dem Gebiet, in dem die Anlage errichtet werden soll, einen qualifizierten Bebauungsplan, 
darf die Anlage den dort getroffenen Festsetzungen nicht widersprechen (§ 29 Abs. 1 BauGB), um 
genehmigungsfähig zu sein. Im Bebauungsplan können nach § 9 Abs. 1 Nr. 12, 13, 23 BauGB Festset-
zungen etwa dazu gemacht werden, wo Anlagen zur Erzeugung, Speicherung und Verteilung von 
erneuerbaren Energien liegen dürfen. 

Entgegenstehen anderer öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
Die Bauordnungen der Länder stellen die Erteilung einer Baugenehmigung unter die Voraussetzung, 
dass keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften dagegensprechen (vgl. etwa § 58 Abs. 1 S. 1 LBO BW3). 
Dazu zählen naturschutzrechtliche Regelungen, zum Beispiel aus dem Bundesnaturschutzgesetz. Mit 
dem Nutzungskonflikt zwischen PV-Freiflächenanlagen und Klimaschutz, Naturschutz und Landwirt-
schaft befasst sich aus rechtlicher Perspektive das Projekt KliNaLa-PV der Stiftung Umweltenergier-
echt. 

„Überragendes öffentliches Interesse“ (§ 2 Abs. 3 WPG) 
Gemäß § 2 Abs. 3 WPG4 (vgl. auch § 4 GeoBG5 und § 1 Abs. 3 GEG6) liegt die Errichtung und der 
Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von Wärme aus erneuerbaren Energien, die in ein Wärmenetz 
gespeist wird, von erforderlichen Nebenanlagen sowie von Wärmenetzen „im überragenden öffent-
lichen Interesse“ und dient der öffentlichen Sicherheit. Das soll die Wärmetransformation beschleu-
nigen (Knauff, 2024, Rn. 15, 18).7 Diese Regelung hat eine praktische Auswirkung, wenn die Geneh-
migungsbehörde eine Abwägung von konfligierenden Schutzgütern trifft, in dem Sinne, dass im Re-
gelfall das Interesse an der Errichtung und dem Betrieb von den genannten Anlagen gegenüber an-
deren, gegenläufigen Interessen überwiegen soll und die Behörde nur in atypischen Ausnahmefällen 
dem gegenläufigen Interesse den Vorzug gewähren soll (Kaspers & Obert, 2024, Rn. 13, 16, 17). Bei 
fachrechtlichen Planungsverfahren oder bei Anlagengenehmigungen führt die zuständige Behörde 
solche Schutzgüterabwägungen durch. Ein wichtiger Anwendungsfall ist die Abwägungsentschei-
dung bei privilegierten Vorhaben im unbeplanten Außenbereich (§ 35 Abs. 1 BauGB), aber auch im 
Bereich des Wasserrechts, des Immissionsschutzrechts und des Naturschutzrechts finden sich bei-
spielhaft weitere Abwägungsgrundlagen (ebd., Rn. 20). 

2. Zugriff auf öffentliche und private Flächen 
Bei der Planung eines Wärmenetzes müssen die Netzbetreiber berücksichtigen, ob die Flächen, un-
ter denen das Netz verlegt werden soll, in privatem oder öffentlichem Eigentum stehen und wie sie 
das Recht erlangen können, auf diese Flächen zuzugreifen. 

 
2 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert wor-
den ist. 
3 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 5. März 2010 vgl. Neube-
kanntmachung vom 16.03.2026 (GBl. 2026 Nr. 44). 
4 Wärmeplanungsgesetz vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), das zuletzt durch Artikel 9 
des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden ist. 
5 Geothermie-Beschleunigungsgesetz vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348, S. 2). 
6 Gebäudeenergiegesetz vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), das zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 9. Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4) geändert worden ist. 
7 BT-Drs. 20/9344, 87. 

https://stiftung-umweltenergierecht.de/projekte/pv-freiflaechenanlagen-im-spannungsfeld-von-klimaschutz-naturschutz-und-landwirtschaft-konfliktlagen-und-harmonisierungsmoeglichkeiten-klinala-pv/
https://stiftung-umweltenergierecht.de/projekte/pv-freiflaechenanlagen-im-spannungsfeld-von-klimaschutz-naturschutz-und-landwirtschaft-konfliktlagen-und-harmonisierungsmoeglichkeiten-klinala-pv/
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Zugriffsmöglichkeiten auf öffentliche Flächen 
Häufig verlegen Netzbetreiber neue Wärmeleitungen zur öffentlichen Versorgung unter Gemein-
destraßen, die der Gemeinde als Trägerin der Straßenbaulast gehören. Die Nutzung der Straße hierzu 
erfolgt nicht auf Grundlage des öffentlichen Rechts (mit einem Verwaltungsakt oder einem öffent-
lich-rechtlichen Vertrag) sondern auf Grundlage des Zivilrechts. Der Träger der Straßenbaulast, also 
im Beispiel der Gemeindestraße die Gemeinde, kann ebenso wie ein:e private:r Eigentümer:in einen 
Gestattungsvertrag mit dem privaten Netzbetreiber schließen (Albrecht et al., 2025, S. 99, 101, 108).  

Diese Verträge kann die Gemeinde grundsätzlich frei schließen (vgl. § 903 BGB8), sie ist jedoch an 
bestimmte öffentlich-rechtliche Vorgaben gebunden, insbesondere an das Vergaberecht und den 
allgemeinen Gleichheitssatz, Art. 3 Abs. 1 GG. Kommunen dürfen diese Gestattungsverträge, aber 
auch Verträge zur Einräumung von Wegenutzungsrechten, erst nach einem transparenten und dis-
kriminierungsfreien Verfahren schließen, § 19 Abs. 1, 2 Nr. 1 GWB9 (ebd. S. 172). Ob sie diese Auf-
träge ausschreiben müssen, hängt davon ab, ob eine Wärmelieferverpflichtung mit der Einräumung 
des Nutzungsrechts verbunden wird oder nicht (ebd., S. 179). 

Zugriffsmöglichkeiten auf private Flächen 
Können Netzbetreiber ein geplantes Wärmenetz nicht über eigene oder gemeindeeigene Grundstü-
cke führen (z. B. entlang von Straßen und Wegen), müssen sie mit den Eigentümer:innen vertragliche 
Einigungen treffen, so wie auch bei gemeindeeigenen Grundstücken mit der Gemeinde Wegenut-
zungsverträge geschlossen werden. Kann sie mit den privaten Grundstückseigentümer:innen diese 
Einigung nicht erzielen, kann die Stadt die dingliche Sicherung der Fläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB im Bebauungsplan festsetzen, die dann noch freiwillig oder zwangsweise unter den Voraus-
setzungen einer Enteignung nach § 87 BauGB durchgesetzt werden kann (Mitschang & Reidt, 2025, 
§ 9 Rn. 74, 117). Durch die Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB wird aber nur die bauplanungs-
rechtliche Grundlage zur Begründung des Leitungsrechts auf den festgesetzten Flächen geschaffen, 
sie begründet also noch keinen Benutzungsanspruch des Netzbetreibers (Marschall, 2024, S. 117). 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB kann die Gemeinde Festsetzungen über die Führung von Versor-
gungsanlagen und -leitungen festsetzen, wozu auch Fernwärmenetze zählen (Mitschang & Reidt, 
2025, Rn. 74). 

Mit Dienstbarkeiten können Energieversorger sich das Recht zur Nutzung des Grundstücks sichern, 
auch etwa für eine Instandsetzung des Netzes (Riege, 2025, Rn. 24). Es gibt beschränkte persönliche 
Dienstbarkeiten und Grunddienstbarkeiten, die die Parteien jeweils zugunsten des Energieversor-
gers nach §§ 1018  ff. und §§ 1090  ff. BGB im Grundbuch eintragen lassen können. Eine beschränkte 
persönliche Dienstbarkeit zugunsten eines Energieversorgungsunternehmens entsteht auch gesetz-
lich gemäß § 9 Abs. 1 GBBerG, wenn zum Beispiel eine Fernwärmeleitung ein Grundstück in Anspruch 
nimmt. In der zwangsweisen Belastung mit einer Dienstbarkeit ist eine Teilenteignung qualitativer 
Art zu sehen.10 Die Dienstbarkeit ist eine dingliche Sicherung des Leitungsrechts, also des Rechts, auf 
einem Grundstück eine Leitung zu verlegen, zu betreiben und zu unterhalten.  

Dienstbarkeiten können auch den Zweck der Sicherung der Abnahme der Kund:innen verfolgen 
(Hack, 2015, Rn. 94). Die konstante Abnahme, die auch § 32 Abs. 1 AVBFernwärmeV bezweckt, ist  
die tragende Voraussetzung für die wirtschaftliche Durchführung jedes Energieliefer-Contracting-

 
8 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 
2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 
83) geändert worden ist. 
9 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Juni 
2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. April 2026 (BGBl. 2026 
I Nr. 119) geändert worden ist. 
10 BGH, Urt. v. 01.02.1982 – III ZR 93/80 (München). 
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Vorhabens (ebd.).11 Ein solches erfordert, dass die Kund:innen während der Laufzeit des Vertrages 
den vereinbarten Wärmebedarf durch Bezug beim Lieferanten decken. Der Vorteil an der im Grund-
buch eingetragenen dinglichen Grunddienstbarkeit gegenüber schuldrechtlichen Vereinbarungen 
liegt darin, dass die Dienstbarkeit an das Grundstück geknüpft ist und nicht die Eigentümer:innen, 
sodass auch im Falle des Eigentümerwechsels die Versorgung und Abnahmepflicht weiterhin gesi-
chert ist (ebd., Rn. 93). 

3. Rechtliche Hürden 
Rechtliche Hürden, die unsere Praxispartner:innen geschildert haben, reichen von der Gefahr einer 
sogenannten Verhinderungsplanung über Abstandsregeln und Denkmalschutz bis hin zu Nutzungs-
konflikten über den Raum unter der Erde, die das Recht nicht adäquat adressiere.  

Verhinderungsplanung 
Auch wenn das in den von uns befragten Städten nicht als Problem benannt wurde, kann es vorkom-
men, dass die Planungsverantwortlichen in rechtlich unverbindlichen Plänen Festsetzungen treffen, 
die realistischerweise nie umgesetzt werden (Stadt BW-D; <100kE). Auch die Wärmeplanung ist 
rechtlich unverbindlich und es besteht insofern die Gefahr, dass seine Inhalte und Maßnahmen nicht 
umgesetzt werden (Interview Stadt RP-A;  <100kE, für Ergänzungen siehe Kurzstudie „Rechtliche Un-
verbindlichkeit“). Eine rechtsverbindliche Flächensicherung kann deshalb nicht über den Wärmeplan 
erfolgen. Gleichwohl sollten die Planungsverantwortlichen bereits frühzeitig berücksichtigen, dass 
sie in der Umsetzungsphase auch Standorte für die Anlagen identifizieren werden müssen. Wenn sie 
sich in der Wärmeplanung nicht mit dieser Herausforderung beschäftigen oder sie bewusst ignorie-
ren, könnte der Wärmeplan in vielen Fällen nicht umsetzbar sein.  

Würde eine planungsverantwortliche Stelle bewusst Versorgungsarten im Wärmeplan als mögliche 
Lösung darstellen, in dem Wissen, dass die erforderliche Fläche nicht existiert, bestünde eine Nähe 
zur sogenannten Verhinderungsplanung. Eine unzulässige und nichtige kommunale Verhinderungs-
planung liegt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts vor, wenn die Festsetzun-
gen, die die Gemeinde trifft, nicht ihrem eigentlichen planerischen Willen entsprechen und nur vor-
geschoben sind, um eine Nutzung zu verhindern.12 Es ist im Einzelfall schwierig, festzustellen, ob eine 
Planung Verhinderungsplanung ist und die angegebenen Zwecke nur vorgeschoben oder ob tatsäch-
lich der Wille in der Gemeinde besteht, eine bestimmte Art von Vorhaben im beplanten Gebiet nicht 
zuzulassen.13 Letzteres ist zulässig und keine Verhinderungsplanung – die Gemeinde darf auch be-
stimmte Vorhabenarten (offen und transparent) verhindern. 

Der Vorwurf der Verhinderungsplanung kann in Bezug auf Energieinfrastrukturen etwa auftauchen, 
wenn eine Gemeinde Flächen für den Ausbau von Energieerzeugungsanlagen ausweist, auf denen 
aus technischen Gründen die Energieerzeugung nicht möglich ist. Eine unzulässige Verhinderungs-
planung liegt jedoch laut einem Urteil des OVG Rheinland-Pfalz nicht schon dann ohne Weiteres vor, 
wenn eine Gemeinde in ihrem Flächennutzungsplan nur eine einzige Fläche für Windenergienutzung 
ausweist, auf der lediglich zwei bis drei Windkraftanlagen untergebracht werden können (Dirnber-
ger, 2025, Rn. 38). 

Restriktive Abstandsregeln 
Die Abstandsregeln in den jeweiligen Landesbauordnungen können verhindern, dass Gebäudeeigen-
tümer:innen Wärmepumpen an der Außenmauer anbringen. Diese sind jedoch uneinheitlich, teil-
weise gibt es Sondervorschriften für Wärmepumpen (BWP, 2025; 2024, S. 35). Das ist zum Beispiel 
in Hessen (§ 6 Abs. 19 S. 1 Nr. 10 HBO) und Nordrhein-Westfalen (§ 6 Abs. 8 S. 1 Nr. 6 BauO NW) der 

 
11 OLG Frankfurt a.M., Urt. v. 14.12.2017 – 12 U 202/15.  
12 BVerwG, Beschluss vom 18.12.1990 – 4 NB 8.90; BVerwG, Beschluss vom 05.03.2021 – 4 BN 66.20. 
13 Ebd. 

https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-1_Rechtliche-Unverbindlichkeit.pdf
https://uni-freiburg.de/w-rob/wp-content/uploads/sites/182/W-rob-Kurzstudie-1_Rechtliche-Unverbindlichkeit.pdf
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Fall, sowie in Baden-Württemberg (§§ 5, 6 Abs. 1 Nr. 3 LBO BW), wo (bestimmte) Wärmepumpen 
innerhalb der Abstandsflächen und ohne eigene Abstandsflächen gebaut werden dürfen. Auch die 
Rechtsprechung ist dahingehend uneinheitlich, ob die Wärmepumpe zum Gebäude dazu zählt und 
somit lediglich der Abstand zum nächsten Gebäude erhöht werden muss oder ob generell keine 
Wärmepumpe im Abstandsbereich zwischen den Gebäuden stehen darf (Kemper, 2021, Rn. 12). 

Auch Solaranlagen müssen die unterschiedlichen landesrechtlichen Abstandsregelungen einhalten 
(Voß, 2021, Rn. 42). Teilweise dürfen diese jedoch auch innerhalb der Abstandsflächen errichtet wer-
den. So ist es etwa in § 6 Abs. 9 Nr. 3, Abs. 10 S. 1 Nr. 9 HBO, § 6 Abs. 7, 8 S. 1 Nr. 4 BauO NRW und 
(nicht explizit auf Solaranlagen bezogen) auch §§ 5, 6 Abs. 1 Nr. 3 LBO BW. 

Denkmalschutz 
Eine unserer Partnerkommunen hat bei der Suche nach einem Standort für einen Wärmespeicher 
eine Fläche in Betracht gezogen, auf der sich ein alter, unter Denkmalschutz stehender Gasspeicher 
befindet (Interview Stadt BW-B; >100kE). Die Stadtverwaltung einer anderen Partnerkommune sieht 
die Herausforderung, dass Eigentümer:innen von denkmalgeschützten Gebäuden unsicher sind, wel-
che Lösungen und Investitionen bei ihren Gebäuden rechtlich möglich sind (Interview Stadt HE-A; 
<100kE). Bei der Bauleitplanung müssen die Gemeinden den Denkmalschutz berücksichtigen – es 
gibt mehrere Denkmalschutzklauseln im BauGB. Zu unterscheiden ist grundsätzlich zwischen städte-
baulichem Denkmalschutz als bodenrechtlicher Materie (Zuständigkeit Bund) und landesrechtlichem 
Denkmalschutz. Während sich der bodenrechtliche Denkmalschutz auf die erhaltenswerte bauliche 
Anlage in ihrer Beziehung zur aktuellen Siedlungsstruktur und in ihrer stadträumlichen Funktion für 
das gegenwärtige Zusammenleben der Menschen in der Gemeinde bezieht, geht es beim landes-
rechtlichen Denkmalschutz um die Erhaltung baulicher Anlagen aus (kultur-)historischen Gründen 
(Hager, 2023, Rn. 27). Wichtig ist, dass Planer:innen beide Regelungsgebiete, Bundes- und Landes-
recht, gleichzeitig anwenden. Weiter ist die Bedeutung des Denkmalschutzrechts im Konfliktfall re-
levant: Zunächst ist hier ein Zusammenwirken von Plangebern einerseits und den Denkmalschutzbe-
hörden andererseits erforderlich, sodass sie die planerisch umzusetzenden Ziele des Ausbaus von 
Anlagen zur Erzeugung, Speicherung und Verteilung von erneuerbarer Energie mit dem Denkmal-
schutz in Einklang bringen können (sog. praktische Konkordanz). Zu beachten ist, dass weder den 
planerischen Zielen noch dem Denkmalschutz ein absoluter Vorrang gebührt. „Je bedeutender der 
Denkmalschutz im jeweiligen städtebaulichen Kontext hervortritt und je gravierender die Eingriffe in 
die Substanz und das Erscheinungsbild ausfallen, desto höhere Anforderungen werden an die gegen-
läufigen Interessen gestellt, um eine Beeinträchtigung der Denkmalbelange zu rechtfertigen“ (Hager, 
2023, Rn. 30). Eine eindeutige Rechtsprechung, ob und wann der Denkmalschutz gegenüber dem 
Belang der nachhaltigen Wärmeversorgung überwiegt, gibt es nicht und kann es möglicherweise 
auch nicht geben – vielmehr müssen die Planungsverantwortlichen die Belange stets abwägen und 
in ein Verhältnis praktischer Konkordanz bringen. 

Nutzungskonflikte unter der Erde 
Nicht nur die Fläche an der Erdoberfläche ist knapp, auch unterirdisch ist der Platz begrenzt und 
verschiedene Nutzungen konfligieren miteinander (Finesso & van Ree, 2022). Einem Vorhaben kann 
etwa im Weg stehen, dass der Platz im Boden schon anderweitig belegt ist, etwa durch Glasfaserka-
bel, die ein Telekommunikationsunternehmen breitflächig unter einer Grünfläche verlegt hat (Inter-
view Stadt BW-C; <100kE).  
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4. Flächensicherung für Wind- und Solarenergie 

Solarpflicht 
Art. 10 EPBD14 (als EU-rechtlicher Hintergrund), § 42a BauO NRW15, § 23 KlimaG BW16 und § 9a 
HEG17 (für Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg und Hessen) verpflichten vor allem Bauherren 
von Neubauten dazu, Solaranlagen auf dafür geeigneten Dachflächen zu installieren, die in der Regel 
zur Stromerzeugung dienen. Doch auch Solarthermieanlagen, die also Wärmeenergie generieren, 
werden durch diese Vorschriften zur „Solarpflicht“ relevanter: In NRW etwa gilt die „Solarpflicht“ als 
erfüllt, soweit „das wirtschaftliche Flächenpotential für Photovoltaik durch die Errichtung und den 
Betrieb solarthermischer Anlagen ausgeschöpft wird“ (§ 42a BauO NRW). Auch in Baden-Württem-
berg können Bauherren ersatzweise eine solarthermische Anlage zur Wärmeerzeugung installieren 
und sich den in Anspruch genommenen Flächenanteil auf die Pflichterfüllung anrechnen lassen. (§ 23 
Abs. IV KlimaG BW). 

2-%-Flächenziel 
Um den Anteil an Windenergie zu erhöhen, hat sich die letzte Bundesregierung mit ihrem Koalitions-
vertrag (SPD, Bündnis 90/Die Grünen & FDP, 2021, S. 44) das sogenannte 2-%-Flächenziel gesetzt. 
Dieses hat der Gesetzgeber im WindBG18 umgesetzt. Es bezieht sich auf die Flächen, die für Wind-
energie benötigt werden, also nicht auf das Problem der fehlenden Flächenverfügbarkeit für die er-
neuerbare Wärmeversorgung. Gemäß § 3 Abs. 1 WindBG i. V. m. Anlage 1 ist in jedem Bundesland 
ein prozentualer Anteil der Landesfläche nach Maßgabe der Anlage (Flächenbeitragswert) für die 
Windenergie an Land auszuweisen. Das WindBG wird von Lehmann et al. positiv bewertet, da es das 
Problem der teilweise unzureichenden Flächenausweisung durch die Länder begegne und eine Ver-
teilungsgerechtigkeit zwischen den verschiedenen Regionen, die in unterschiedlichem Maß für 
Windkraft geeignet sind, herzustellen sucht (Lehmann et al., 2025).  

III. Lösungsansätze 

1. Literatur 
Die Literatur zur Lösung von Flächenverfügbarkeitsproblemen im Kontext der kommunalen Wärme-
wende befasst sich zu großen Teilen mit Raumplanungsinstrumenten. Doch auch Mehrfachnutzun-
gen und Umnutzungen spielen eine große Rolle. 

Mit der Energiewende entstehen Nutzungskonflikte etwa zwischen Siedlungsentwicklung, Gewerbe, 
Tourismus, Küsten- und Naturschutz, Trinkwasserversorgung, Landwirtschaft sowie Erzeugern von 

regenerativer Energie⁠, die auf die Inanspruchnahme von Flächen angewiesen sind, zum Beispiel Frei-

flächenanlagen, Windparks und ⁠Biomasse⁠-Anbau. Die Raumplanung bietet verschiedene Instru-
mente, um diese Konflikte zu mäßigen oder idealerweise zu vermeiden (UBA, 2023). Der Ausbau der 

 
14 Richtlinie (EU) 2024/1275 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 über die 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. 
15 Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 – BauO NRW 2018), zu-
letzt geändert am 01. Januar 2024. 
16 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (Klimagesetz Baden-Würt-
temberg – KlimaG BW) vom 7. Februar 2023, zuletzt geändert am 29. Juli 2025. 
17 Hessisches Energiegesetz (HEG) vom 21. November 2012, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582). 
18 Windenergieflächenbedarfsgesetz vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353), das zuletzt durch Artikel 4 
des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 
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erneuerbaren Energien setzt daher prinzipiell voraus, dass Kommunen an geeigneten Standorten die 
(raum-)planerischen Voraussetzungen für die Errichtung entsprechender Anlagen schaffen (Dirnber-
ger et al., 2024).  

Finesso et al. (2022) schlagen vor, wenn auch nicht explizit auf Deutschland bezogen, zur Lösung der 
Herausforderung der Flächennutzungskonflikte unter der Erde stärker mit kommunalen Planungsin-
strumenten zu arbeiten. Konkret auf das oben geschilderte Problem der Telekommunikationskabel 
könnte es eine Lösung sein, dass die Kommune dem Telekommunikationsunternehmen gem. §§ 130 
Abs. 1, 4 TKG19 aufgibt, die Telekommunikationslinie zu ändern oder zu beseitigen. Das ist möglich, 
sofern die Telekommunikationslinie den Widmungszweck eines Verkehrsweges mehr als nur vo-
rübergehend beschränkt oder die Vornahme der zu seiner Unterhaltung erforderlichen Arbeiten ver-
hindert oder der Ausführung einer von dem Unterhaltungspflichtigen beabsichtigten Änderung des 
Verkehrsweges entgegensteht. Wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, kann die Kommune also 
den Nutzungskonflikt durch die genannte Änderungs- oder Beseitigungsverfügung auflösen. 

Neben der Bauleitplanung kann die Kommune auch mithilfe von städtebaulichen Verträgen mit den 
Gebäudeeigentümern vereinbaren, dass diese die Dachflächen zur Strom- oder Wärmeerzeugung 
nutzen müssen (Dunkelberg et al., 2020). 

Bürger et al. (2021) sehen die Wärmeplanung dabei als das Instrument an, das die Kommunen auch 
dazu nutzen sollten, verschiedene sonstige Steuerungsinstrumente zu koordinieren und Flächen zu 
sichern, zum Beispiel für saisonale Wärmespeicher (Bürger et al., 2021, S. 26). Außerdem sollte die 
Kommune hiermit Raumnutzungskonflikte frühzeitig erkennen und koordiniert auflösen können 
(ebd.) 

Als Lösung für die beschriebenen Flächenkonkurrenzen diskutieren Forschende Mehrfachnutzungen 
durch Landwirtschaft und Solarthermieanlagen. Die sogenannte Agri-PV strebt eine Mehrfachnut-
zung von Stromerzeugung und Landwirtschaft an, indem entweder unter hochaufgeständerten ho-
rizontalen PV-Modulen, zwischen vertikal installierten Modulreihen oder innerhalb der Abstandsflä-
chen zwischen den Reihen der PV-Module eine gleichzeitige Landwirtschaftsnutzung möglich bleibt 
(Püttner et al., 2024, S. 19). Diese Herangehensweise befürworten beispielsweise Sandrock & Möh-
ring (2020) auch für den Wärmesektor (sogenannte Multicodierung). Bei einer symbiotischen Ver-
knüpfung mehrerer Nutzungen einer Fläche könnte nicht nur die Flächenproblematik gelöst werden, 
sondern die Nutzungen könnten zudem jeweils wirtschaftlich günstiger werden (ebd.). 

Auch die Nutzung kontaminierter Flächen wie Alt-Deponien böte sich an, um Freiflächensolarther-
mieanlagen zu errichten. Daneben könnten Planer:innen ungenutzte Infrastruktur- und Dachflächen 
sowie Parkplätze und Flächen entlang von Verkehrswegen verwenden (ebd.). 

Grundsätzlich sollten die Kommunen bei der Abwägung von Flächennutzungsinteressen mehr die 
Synergien und Mehrfachnutzungen suchen und realisieren (Osterburg et al., 2023). Beispiele für sol-
che Synergien sind Solaranlagen auf Siedlungs- und Verkehrsflächen, auf renaturierten Mooren oder 
in Kombination mit landwirtschaftlicher Nutzung zu bauen. Möglich wäre es auch, dass Kommunen 
zu diesem Zweck eine zielübergreifende Landnutzungspolitik entwickeln (ebd.). 

 
19 Telekommunikationsgesetz vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 11. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 66) geändert worden ist. 
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Möglicherweise könnte auch das nationale Recht einen größeren Fokus auf eine sparsame Flächen-
nutzung legen, wie es auf EU-rechtlicher Ebene bereits angelegt ist (Jasper, 2025, S. 469). Insbeson-
dere Art. 15b und 15c der Erneuerbare-Energien-Richtlinie der EU20 adressieren den nationalen Ge-
setzgeber den Ausbau von erneuerbaren Energien auf eine flächenschonende Art und Weise voran-
zutreiben (ebd.). Die Mitgliedstaaten sollen vorrangig flächenschonende Anlagen fördern und eine 
Verdrängung von anderen Landnutzungen vermeiden oder Mehrfachnutzungen zu begünstigen 
(ebd., S. 469 f.). Der nationale Gesetzgeber könnte das EU-Recht insofern noch stärker durch aus-
drückliche Vorschriften im Bau- und Raumordnungsrecht umsetzen (ebd., S. 476). 

Im Effizienzvergleich verschiedener Arten der Wärmeenergiegewinnung gewinnt laut Sandrock & 
Möhring (2020) die Solarthermie jedenfalls gegen den Anbau von Biomasse und die Wärmegewin-
nung aus Biogas: Die Solarthermie sei je nach Kollektorart und der Temperatur des Wärmnetzes 20- 
bzw. 37-mal so effizient (ebd.). Gleichwohl würden die Tiefengeothermie und die Abwärmenutzung 
weniger oberirdische Fläche als die Solarthermie in Anspruch nehmen (ebd.). Das lässt den Schluss 
ziehen, dass die Umnutzung einer Fläche für Solarthermie, die bislang zum Anbau von Biomasse ver-
wendet wird, jedenfalls zu mehr Effizienz führen würde – wenngleich solarthermische Energie nicht 
ganzjährig in gleicher Weise verfügbar ist und somit ein Speicher erforderlich wäre. 

Eine verstärkte interkommunale Koordination könnte in einigen Fällen helfen, um konkurrierende 
Nutzungen der Flächen zwischen den Gemeinden auszugleichen und geeignete Flächen für eine 
nachhaltige Wärmeversorgung zu sichern (Bürger et al. 2021, S. 3 f.). 

2. Praxispartner:innen 
Die folgenden Lösungsansätze beruhen auf unseren Online-Befragungen (Dezember 2024 und März 
2025) und den vertiefenden Expert:inneninterviews.  

Auch unsere Praxispartner:innen beleuchten Planungsinstrumente, konkret Flächenziele, als Lö-
sungsansatz für die Flächenverfügbarkeitsproblematik. Sie sehen jedoch die Schwierigkeit, dass 
rechtlich unverbindliche Planungsinstrumente grundsätzlich die Schwäche haben, dass sie in aus-
nahmsweise berechtigter oder aber unberechtigter Weise nicht in die Realität umgesetzt werden 
(Stadt BW-D; <100kE). Das 2-%-Flächenziel des Bundes etwa (siehe oben „Rechtlicher Überblick“), 
das auf die Regionen und Landkreise heruntergebrochen wird, erzeuge laut einer:m Inter-
viewpartner:in auf diesen unteren Ebenen Druck. Dieser Druck führe häufig zu sogenannten pro 
forma Ausweisungen, also Ausweisungen für Windkraft (bzw. PV-Anlagen), die planmäßig nicht in 
die Realität umgesetzt werden sollen. Auch – oder weil – die Ausweisung nicht garantiert zu einer 
Nutzung für Wind- bzw. Solarenergie führen muss, besteht die Gefahr, dass solche Unsicherheiten 
zumindest manchmal zu einer Verhinderungsplanung führen könnten.  

Ein Vorschlag aus unserer Befragung war, in § 21 KlimaG BW (nur auf Baden-Württemberg bezogen) 
zu ergänzen, dass auch Solarthermie-Freiflächen auf das dort geregelte 0,2-%-Flächenziel der baden-
württembergischen Regionalpläne anzurechnen (Befragung Anonym). 

Außerdem skizzierte eine:r Interviewpartner:in einen Lösungsansatz, den die Gemeinde teilweise er-
folgreich umsetzen konnten: Sie vergab an Landwirt:innen aufgrund einer Umnutzung für die Erzeu-
gung von Wärmeenergie Ersatzflächen, da eine Mehrfachnutzung nicht in Betracht kam. Dabei war 
es im Rahmen der Vertragsgestaltung die zentrale Voraussetzung, dass beide Parteien die Ersatzflä-
che und die umgenutzte Fläche als gleichwertig ansehen konnten (Interview Kirchheim unter Teck). 

Einzelne Personen haben in unserer Befragung und in den Expert:inneninterviews geäußert, dass sie 
ein bundesweites WebGIS-Tool für die Eignungsprüfung begrüßen würden, in dem die notwendigen 

 
20 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen vom 21. Dezember 2018. 
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Grundlagendaten einsehbar wären. Sie wünschen sich insbesondere eine „energetische Gebietsty-
pologie“, mit der die Gebiete hinsichtlich Erzeugungs- und Flächensicherungsaspekten, leitungsge-
bundener Wärmeversorgung oder dezentraler Versorgung und selbst hinsichtlich des energetischen 
Sanierungszustands der Gebäude dargestellt werden könnten. Umsetzende Akteur:innen müssten 
sich auf eine nicht zu große und komplexe, aber auch nicht zu stark vereinfachende Anzahl von Ge-
bietstypen einigen, mit der die große Mehrzahl der Siedlungsgebiete in Deutschland abgebildet wer-
den könnte. 

Teilweise wird das Problem benannt, dass Belange der Umstellung der Wärmeversorgung im Rah-
men der Bauleitplanung nicht hinreichend priorisiert werden. Befragungsergebnisse (Befragung 
Energieagentur BW-C) schlagen als Lösungsansatz vor, die Privilegierung von bestimmten Vorhaben 
gemäß § 35 Abs. 1 BauGB auszuweiten, beispielsweise auf 

• Erdwärmesondenfelder,  

• Erdbeckenspeichern und  

• Solarthermie-Freiflächenanlagen. 

Im Folgenden stellen wir die Äußerungen aus den Interviews zu Lösungsansätzen und gelungenen 
Umsetzungen tabellarisch dar: 

Stadt Äußerung im Interview (zusammengefasst) 

Freiburg 

Statt eine Fläche inmitten von Wohnbebauung zu verwenden, überlege die Stadt, 
eine ebenfalls in unmittelbarer Nähe befindliche Fläche mit einer unter Denkmal-
schutz stehenden Anlage („Gaskugel“) durch eine neue Anlage zu ersetzen. Dahin-
ter stehe insbesondere die Überlegung, dass die Alternative wäre, die neue Anlage 
in ein Gebiet mit Wohnbebauung zu platzieren, wo sie sehr unter ästhetischen Ge-
sichtspunkten sehr stören würde. 

Der Wärme- und Energieversorger versuche grundsätzlich, wo es geht, städtische 
Flächen zu nutzen und ausnahmsweise auch Flächen in privatem Eigentum abzu-
kaufen. 

Kirchheim 
unter Teck 

Die Kommune habe einen möglicherweise nutzbaren Standort, zum Beispiel für 
eine Biogasanlage, im nahegelegenen Gewerbegebiet identifiziert. Dort befinde 
sich ein Unternehmen, das Insolvenz angemeldet hat – das Grundstück möchte die 
Stadt übernehmen und mit einer (Erzeugungs- oder Speicher-)Anlage bebauen.  

Vorteilhaft sei, dass es eine große Brachfläche im Innenstadtbereich gebe, die der 
Stadt gehöre. Dort solle eine Anlage aufgestellt werden, die Wärme produziert, die 
in ein neues Nahwärmenetz eingespeist werden soll.  

Bruchsal 

In der Gemeinde Bruchsal sei die Errichtung einer Geothermieanlage in Kombina-
tion mit einer neuen Wärmepumpe eine zentrale Lösung gewesen, da diese so we-
nig Platz erfordert und so das Problem der Flächenverfügbarkeit eingedämmt wer-
den konnte. Außerhalb der Innenstadt gebe es außerdem eine größere Kläranlage. 
Ein Beispiel gelungener Umnutzung gebe es auch mit einer alten Heizzentrale, in 
der früher ein Gas-BHKW und ein Gas-Heizkessel standen und nun eine Holzhack-
schnitzelanlage.  

Konstanz 
Bezüglich der Anlagen im Zusammenhang mit den Wärmenetzen habe die Stadt-
verwaltung gemeinsam mit Politik und Stadtwerken mögliche Standorte für Tech-
nikzentralen identifiziert. Die meisten Schritte lägen aber noch vor ihnen. Nur in 
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einem Gebiet hätte die Stadt in Zusammenarbeit mit einem lokalen Wärmenetzbe-
treiber bereits einen konkreten Standort für eine Technikzentrale gefunden. Hier 
erließ die Kommune schon einen entsprechenden Bebauungsplan. 

Bad Nau-
heim 

Für ein Gebiet, das mit einem kalten Wärmenetz versorgt wird, habe der Energie-
versorger eine bislang landwirtschaftlich genutzte Fläche für Solarthermie-Kollekt-
oren gefunden. Die Kooperation mit dem landwirtschaftlichen Betrieb laufe gut, die 
landwirtschaftliche Nutzung werde nicht beeinträchtigt – nur bebaut werden 
könne die Fläche nie mehr. Grundsätzlich sehe die Kommune den Bau von kalten 
Nahwärmenetzen in Anbetracht der Flächenverfügbarkeit besonders realistisch bei 
Neubaugebieten in Randlage.  

3. Zusammenfassung 
Die in der Literatur häufig genannten Mehrfachnutzungen (zum Beispiel in Kombination mit Land-
wirtschaft) haben die Praxisakteure nur einmal als erfolgreich umgesetzte Lösung genannt. Stattdes-
sen boten Kommunen Landwirt:innen teilweise Ersatzflächen an – was wiederum zu Schwierigkeiten 
in der Verhandlung führte. Dass die Mehrfachnutzungen nicht oft benannt wurden, kann daran lie-
gen, dass die Beschaffung von Flächen mitunter als Geschäftsfeld der Betreiber der Anlagen gesehen 
wird und die von uns befragten Stadtverwaltungen hiermit nicht befasst waren. Grundsätzlich be-
richteten die von uns befragten Personen von Lösungen, die sehr an die Städte angepasst und indi-
viduell waren und sich somit nicht in der Literatur direkt widerspiegeln lassen. Gleichzeitig gibt es in 
der Literatur zahlreiche Lösungsansätze, die im begrenzten Kreis unserer Partnerkommunen noch 
nicht umgesetzt wurden. 

Einige Literaturstimmen weisen auf die Möglichkeit der interkommunalen Koordination und Koope-
ration zur Flächensicherung hin, die ihrerseits auch Schwierigkeiten bieten könne (Bürger et al. 
2021, S. 3 f.; Ortner et al. 2023, S. 300 f.), was unsere Praxispartner:innen aber nicht thematisiert 
haben. 

Die Verwendung des Bebauungsplans scheint in den Städten unserer Befragungen ein gängiges In-
strument zur Steuerung und Sicherung von Flächen zu sein (Interview Freiburg, Interview Konstanz, 
Interview Heidelberg). Übereinstimmend sieht Guckelberger (2024) die Bauleitplanung als zentrales 
Umsetzungsinstrument für die Wärmeplanung an. 

Sowohl in unseren Praxisbefragungen als auch der Literatur finden sich eher skeptische Stimmen in 
Bezug auf Flächenziele als Lösungsansatz, etwa orientiert am bundesweiten 2-%-Flächenziel für 
Windkraft (Interview Konstanz). In der Literatur wird angemerkt, dass diese Zielvorgabe in Bezug auf 
die Windkraft inzwischen nur zu einer Steigerung des tatsächlichen Anstiegs vom Windkraftanteil am 
Strommix führen konnte, weil das WindBG die regionalen Unterschiede adressiert und so eine ge-
rechte Lastenverteilung je nach vorhandenen Kapazitäten ermöglicht habe (Lehmann et al., 2025). 
Die Stimmen aus Literatur und Praxis lassen vermuten, dass ein Flächenziel in Bezug auf Wärmeer-
zeugungsanlagen eher nicht sinnvoll wäre. 

IV. Fazit und Handlungsempfehlungen 
Besonders in eng bebauten Städten stellt sich Kommunen regelmäßig das Problem der mangelnden 
Flächenverfügbarkeit. Stets müssen sie mit den baulichen und natürlichen Gegebenheiten arbeiten 
– Gewässer und Zugschienen etwa sind besonders schwer zu kreuzen.  
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Die Lösungsansätze aus den Literaturquellen, Befragungen und Interviews stehen unter verschiede-
nen Gelingensbedingungen. Grundsätzlich kommt es darauf an, dass die planungsverantwortliche 
Stelle die individuellen Möglichkeiten, die in der Stadt bestehen, identifiziert. Eine solche individuelle 
Möglichkeit ist es zum Beispiel, wenn Geothermie-Wärme verfügbar ist, die vergleichsweise wenig 
Fläche erfordert. Auch kann es sein, dass eine innerstädtische Freifläche vorhanden ist, die im Eigen-
tum der Stadt steht oder bislang für fossile Wärmeerzeugung genutzt wurde und nun verfügbar wird. 

Eine weitere Gelingensbedingung für die Flächensicherung ist, dass sich Kommunen mit Eigentü-
mer:innen und Besitzer:innen in Betracht kommender Flächen (z. B. Landwirt:innen) abstimmen. 
Hier benötigen die Stadt und das Energieversorgungsunternehmen, sofern sie gemeinsam auftreten, 
eine gute Verhandlungsposition, gegebenenfalls eine passende Ersatzfläche und eine Verhandlungs-
strategie. 

Im Verlauf der Planung und Umsetzung muss die Kommunalverwaltung verschiedene betroffene Be-
langen abwägen, wie zum Beispiel soziale Belange, Denkmalschutz und Ausbauziele für erneuerbare 
Energien. Hier wäre die Gelingensbedingung für den Flächenzugriff, dass die zuständige Behörde das 
Interesse des Ausbaus von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbarer Wärme so weit wie möglich 
priorisiert. 

Folgende Handlungsempfehlungen können wir aus den gesammelten Lösungsansätzen ableiten: 

1) Mit Bauleitplanung und Raumplanung die Flächennutzung regeln: Im Bebauungsplan können 
Kommunen den genauen Standort, an dem Anlagen zur Erzeugung, Speicherung und Verteilung von 
erneuerbarer Wärme zulässig sind, festsetzen. Flächennutzungspläne können die grobe Flächennut-
zung steuern. Auch die Raumplanung auf Landesebene kann die grobe Raumnutzung steuern. Diese 
Instrumente sollten Kommunen aktiv einsetzen, um Flächen für die Erzeugung und Verteilung von 
erneuerbarer Wärme und unvermeidbarer Abwärme zu sichern und Privaten bauplanungsrechtlich 
zur Verfügung zu stellen. 

2) Mehrfachnutzungen in Erwägung ziehen: Insbesondere bei landwirtschaftlich genutzter Flä-
che kann dies eine sinnvolle Lösung sein. 

3) Umnutzungen in Erwägung ziehen: Gute Erfahrungen wurden zum Beispiel mit der Umnut-
zung einer alten Heizzentrale für eine Holzhackschnitzelanlage gemacht. 

4) Auf private Flächen, unter denen eine Leitung verlegt werden soll, per Dienstbarkeit zugrei-
fen: Verträge sind an Personen gebunden, für den Fall von Eigentümerwechseln ist deshalb eine 
Dienstbarkeit, die ans Grundstück gebunden ist, besser. 

5) Privatrechtliche Absicherung bei Grundstücken im öffentlich-rechtlichen Eigentum: Wenn 
eine Straße im Eigentum der Gemeinde steht, kann sie einen privatrechtlichen Gestattungsvertrag 
mit dem Netzbetreiber schließen, der zum Beispiel eine Wärmeleitung zur öffentlichen Versorgung 
dort verlegen will. Zu beachten sind die besonderen Voraussetzungen des Vergaberechts.  
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Über W-rob  

W-rob ist ein transdisziplinäres Projekt von Universität Freiburg, Universität Marburg, und 
des Next Economy Lab (NELA) mit vielen Praxispartner:innen. Es adressiert besonders kriti-
sche Herausforderungen bei der Gestaltung der kommunalen Wärmeplanung und der Um-
setzung der Wärmepläne. Im Zentrum steht die Frage, wie die Wärmeplanung „sozial robust“ 
gelingen kann. Dazu tragen eine transparente Prozessgestaltung, akzeptierte Ergebnisse und 
die Aktivierung von Akteuren bei. Mehr Informationen zum Projekt gibt es auf der W-rob-
Projektwebseite.  

Es gibt eine gesamte Reihe von Kurzstudien zu Herausforderungen und Lösungsan-

sätzen bei der kommunalen Wärmewende aus der W-rob-Gruppe. 
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